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Geschäftszahl 

Ra 2019/18/0212 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ra 2017/18/0070 E 30. August 2017 RS 4 

Stammrechtssatz 

Die Aufenthaltsdauer nach § 9 Abs. 2 Z 1 BFA-VG 2014 stellt nur eines von mehreren im Zuge der 
Interessenabwägung zu berücksichtigenden Kriterien dar, weshalb auch nicht gesagt werden kann, dass 
bei Unterschreiten einer bestimmten Mindestdauer des Aufenthalts in Österreich jedenfalls von einem 
deutlichen Überwiegen der öffentlichen Interessen an der Beendigung des Aufenthalts im Bundesgebiet 
gegenüber den gegenteiligen privaten Interessen auszugehen ist (vgl. etwa VwGH vom 30. Juli 2015, Ra 
2014/22/0055 bis 0058). Einer Aufenthaltsdauer von weniger als fünf Jahren kommt für sich betrachtet 
noch keine maßgebliche Bedeutung für die durchzuführende Interessenabwägung zu (siehe das soeben 
zitierte Erkenntnis; weiters etwa VwGH vom 21. Jänner 2016, Ra 2015/22/0119, vom 10. Mai 2016, Ra 
2015/22/0158, und vom 15. März 2016, Ra 2016/19/0031). 
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